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Der Bundesminister für Wirtschaft 

I B 7 - 5562/60 II 


Bonn, den 27. Oktober 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Übersicht über das Auftragsvolumen der öffentlichen 
Hand 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Dollinger, 
Wacher, Bauereisen, Meyer (Oppertshofen), Spies 
(Emmenhausen), Wittmann und Genossen 
— Drudisache 2113 — 


Auf die vorbezeichnete Anfrage gestatte ich mir, im Einver- 
nehmen mit dem Herrn Bundesminister für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes folgendes zu antworten: 

Auch die Bundesregierung erachtet es für zweckmäßig, einen 
Überblick darüber zu gewinnen, wie hoch das Gesamtauftrags- 
volumen der öffentlichen Bedarfsträger in der Bundesrepublik 
Deutschland ist und mit weUhei Nachfrage jeweils im Haus- 
haltsjahr zu rechnen ist. Da ein umfassender überblick über 
diesen Bedarf bisher nicht vorlag, hat das Bundeswirtschafts- 
ministerium bereits im Frühjahr 1960 damit begonnen, erst- 
malig für das Jahr 1959 nachträglich diesen Bedarf festzu- 
stellen, so daß damit die Vorbereitungen für die laufenden 
Ermittlungen bereits vorliegen. 

Auf Grund der bei diesen Arbeiten gemachten Erfahrungen 
ist zu den in der Kleinen Anfrage behandelten Punkte fol- 
gendes zu sagen: 

1. Das Bundeswirtschaftsministerium ist bereit, über die in 
der Bauwirtschaft durchgeführte Voraussdiätzung hinaus 
laufend Feststellungen über den sonstigen Bedarf des 
Bundes an Lieferungen und Leistungen auf dem Gebiet 
der gewerblichen Wirtschaft anzustellen und darüber dem 
Deutsdien Bundestag zu berichten. Ob und in welchem 
ümfange es zweckmäßig und möglich ist, diesen Bedarf 
nach Warengruppen und Wirtschaftszweigen aufzuteilen, 
bedarf noch der Erörterung mit den einzelnen Vergabe- 
ressorts des Bundes, insbesondere mit dem ßundesmini- 
sterium des Innern, dem Bundesministerium für das Post- 
und Fernmeldewesen, dem Bundesministerium für Verkehr 
und dem Bundesministerium für Verteidigung. 

2. Zwecks Erreichung des angestrebten Zieles hält die Bundes- 
regierung die Einbeziehung des Bedarfs der Länder, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände sowie der sonstigen 
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juristischen Personen des öffentlichen Rechts für erforderlich. 
Im Rahmen der eingangs erwähnten Vorbereitungen ist 
diese Frage von dem zuständigen Referat meines Mini- 
steriums bereits zum Gegenstand einer Erörterung in dem 
bei ihm bestehenden Länderausschuß Beschaffungswesen 
gemacht worden; sie wird in der im November 1960 statt- 
findenden Sitzung dieses Ausschusses abschließend be- 
handelt werden. Die Einbeziehung des Investionsbedarfs 
der unter maßgeblidiem Einfluß der öffentlichen Hand 
stehenden Unternehmen in privater Rechtsform in die 
Voraussctiätzung und Berichterstattung wird dagegen nicht 
für möglich gehalten. Der Investionsbedarf dieser Ge- 
sellschaften kann nicht zu dem Auftragsvolumen der öffent- 
lichen Hand gerechnet und wie dieser behandelt werden. 
Die Unternehmen im Besitz der öffentlichen Hand stehen 
mit den Gesellschaften in Privatbesitz im Wettbewerb. 
Sie müssen sich mit ihren Maßnahmen den ständig 
wechselnden Erfordernissen und Bedingungen des Marktes 
anpassen, wenn sie nicht Gefahr laufen wollen, in ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigt zu werden. Das gilt 
auch für die Einzelheiten der Auftragsvergabe und der 
Auswahl der Auftragnehmer. Zur Entscheidung über die 
Investitionsmaßnahmen sind die Organe der jeweiligen 
Gesellschaften berufen, in denen es den Vertretern der 
öffentlichen Hand jedoch möglich ist, die wirtschaftspoliti- 
schen Vorstellungen der Bundesregierung zur Geltung zu 
bringen. 


3. Das Bundeswirtschaftsministerium hat, wie unter Nr. 1 
erwähnt, bei der Vorbereitung dieser Feststellungen be- 
reits mit den Wirtschaftsministern (Senatoren für Wirt- 
schaft) der Länder zusammengearbeitet. Es ist bereit, 
dieses Verfahren auch bei der weiteren Durdiführung 
und Auswertung der Ergebnisse fortzusetzen. Die Frage, 
ob und in welchem Umfange die Landesauftragsstellen 
(Auftragsberatungsstellen) in diese Arbeit eingeschaltet 
werden können, ist als einer der Punkte der Tagesordnung 
für die am 28. Oktober 1960 stattfindende Sitzung des 
Länderausschusses Beschaffungswesen vorgesehen. 

Aus der vorstehenden Antwort bitte ich zu entnehmen, daß 
die in der Kleinen Anfrage behandelten Probleme bereits be- 
arbeitet werden. Da gesetzliche Bestimmungen als Grundlage 
für entsprechende Erhebungen nicht vorhanden sind, bedarf 
es wegen der technischen Durchführung und des Verfahrens 
noch weiterer Verhandlungen innerhalb der Bundesressorts 
in dem unter Federführung des Bundesministeriums für wirt- 
schaftlichen Besitz des Bundes stehenden Arbeitskreise 
„Öffentliche Auftraggeber des Bundes^ in dem Länderaus- 
schuß Beschaffungswesen sowie voraussichtlich auch mit den 
kommunalen Spitzenverbänden und demStatistischen Bundesamt. 
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Ich madie ferner darauf aufmerksam, daß die gewünschten 
Feststellungen voraussichtlidi nur auf Grund der Haushalts- 
pläne des Bundes, der Länder, der Gemeinden und der öffent- 
lich-reditlichen Körperschaften nadi der darin enthaltenen 
sachlichen Gliederung möglich sein werden. Ich bin vorbehalt- 
lich des Ergebnisses der vorgesehenen Verhandlungen der 
Meinung, daß sie jeweils bis zum Frühjahr jeden Jahres, 
erstmalig also bis zum Frühjahr 1961, vorliegen könnten. Die 
Anfrage werde ich bis Ende Januar 1961 nach den erwähnten 
Besprechungen abschließend beantworten. 


Ludwig Erhard 



